
 
 

Entschließung der 71. Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 

vom 16. – 17. März 2006 in Magdeburg 

 

Keine kontrollfreien Räume bei der Leistung von ALG II 

 
Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder haben die Bundesagentur für Arbeit 

(BA) und die sonstigen verantwortlichen Stellen auf Bundes- und Länderebene in ihrer Entschlie-

ßung vom 27./28. Oktober 2005 aufgefordert, die Datenschutzmissstände beim Arbeitslosengeld II 

zu beseitigen. Zu diesen Missständen gehört die wiederholte Weigerung der BA, Landesbeauftrag-

ten für den Datenschutz zu ermöglichen, ihre Kontrollaufgaben bei den Arbeitsgemeinschaften 

nach dem SGB II (ARGEn) zu erfüllen. Mit einer „Weisung“ vom 31. Januar 2006 versucht die BA, 

nunmehr alle ARGEn auf diese Linie zu verpflichten. Den Landesdatenschutzbeauftragten soll der 

für Kontrollzwecke notwendige Zugriff auf die zentralen automatisierten Verfahren verwehrt wer-

den. 

 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Landesdatenschutzbeauftragten bekräftigen 

ihre gemeinsame Auffassung, dass es sich bei den ARGEn um eigenverantwortliche Daten verar-

beitende Stellen der Länder handelt, die uneingeschränkt der Kontrolle der Landesbeauftragten für 

den Datenschutz unterliegen. Dass die BA Ressourcen für die Arbeitsgemeinschaften bereitstellt, 

ändert nichts an diesem Ergebnis.  

 

Es muss gewährleistet sein, dass die Verarbeitung von Sozialdaten in den ARGEn von den jeweils 

zuständigen Landesbeauftragten umfassend und ohne inhaltliche Beschränkungen datenschutz-

rechtlich überprüft werden kann. Eine rechtliche Konstellation, durch die die Landesbeauftragten 

für den Datenschutz von der Kontrolle der ARGEn ausgeschlossen würden, würde gegen die bun-

desstaatliche Kompetenzordnung verstoßen und wäre einer effektiven Datenschutzkontrolle ab-

träglich. Sie würde den Grundrechtsschutz der betroffenen Bürgerinnen und Bürger empfindlich 

beeinträchtigen. 

 

Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder fordert die Bundesregie-

rung dazu auf, umgehend einen rechtskonformen Zustand herzustellen.  

 


